


350 Besprechungen 

sich der Vf. dennoc h dieser schwierigen Aufgabe unterzoge n hat , so mu ß ma n 

diesen erste n Versuch auf jeden Fal l begrüßen . De r Vf. ha t die ostmitteleuropä -
ischen Lände r „nich t einzel n behandelt ; sie wurde n innerhal b der Gesamtpro -
blemati k erforscht " (S. 15). Da s führ t zu der Frage , wie er die Materialbewälti -
gung gemeister t un d unte r welchen Voraussetzunge n er dieses Gesamtbil d ge-
wonne n hat . 

Leide r habe n sich bereit s bei der Zusammenstellun g un d Auswertun g des 

Material s zahlreich e Versehen un d sachlich e Fehle r eingestellt , so daß schon 

die dargelegte n Sachzusammenhäng e eine r kritische n Betrachtun g nich t imme r 

standhalten . Am Beispiel der Abschnitte , die die Sowjetunio n betreffen , wirkt 

sich besonder s nachteili g aus, daß der Vf. seine Informatione n in vielen Fälle n 

aus Pressenotize n gezogen hat , ohn e sich de r Angaben aus den zugängliche n sta-
tistische n Sammelbände n zu versichern . So ist z.B. das für die Sowjetunio n un -
entbehrlich e statistisch e Jahrbuc h „Narodno e chozjajstvo v SSSR " (Di e Volks-
wirtschaf t in de r UdSSR ) nich t herangezoge n worden . Infolgedesse n bleiben 

Angaben wie die übe r die wissenschaftliche n Mitarbeite r de r sowjetischen Aka-
demi e der Wissenschafte n (S. 118) lückenhaft ; wenn dan n die au s dem Eżegodni k 

der BSE dazu auch noc h falsch abgelesene n Angaben gleich angeschlosse n wer-
den , ergeben sich groteske Irrtümer : so gab es 1964 natürlic h nich t lediglich in 

der Akademi e der Wissenschafte n der UdSSR , sonder n tatsächlic h in de r gan-
zen Sowjetunio n 4 397 Institut e mi t 326 800 Wissenschaftlern , von dene n etwa 

ein Zehnte l bei der Akademi e beschäftig t war. S. 86 werden , aus andere n Ta-
geszeitungen , wiederu m abweichend e Zahle n genannt . — Di e Auswertun g des 

statistische n Jahrbuche s hätt e den Vf. auch vor andere n Irrtümer n bewahre n 

können : entgegen seinen Ansichte n (S. 85) ist der Begriff „Wissenschaftler " in 

der Sowjetunio n sehr wohl un d ziemlic h genau definier t worden. 3 Gerad e hie r 

hätte n sich Ansatzpunkt e für eine weiterführende , vergleichend e Untersuchun g 

ergeben , die die Wissenschaftle r in der Sowjetunio n dene n der übrigen ostmit -
teleuropäische n Staate n gegenüberzustelle n hätte . — Zweifellos ist die statisti -
sche Verzeichnun g der wissenschaftliche n Institutione n in de r Sowjetunio n 

schwierig, ' allein schon deshalb , weil die stetigen Veränderunge n nich t laufen d 

publizier t werden . Gerad e deshal b erschein t es gewagt, wenn der Vf. die Fach -
Akademie n (S. 122—124) nac h dem Stan d von 1961 anführt , dabe i nu r einige, 

nich t besonder s gekennzeichnet e Zahlenangabe n erneuer t un d dan n behauptet , den 

Stan d von 1964 anzugeben . Di e „Akademi e für Sozialwissenschafte n (Gesell -
schaftswissenschaften ) beim ZK der KPdSU " ist eine Hochschul e un d gehör t 

nich t in diese Aufstellung; auc h ander e sowjetische Hochschule n trage n die 

Bezeichnun g „Akademie" . Di e Liste solche r Versehen ist leider dami t nich t 

abgeschlossen ; doch soll hie r meh r auf Grundsätzliche s als auf allzu viele 

Einzelheite n — die in dem nich t ganz übersichtlic h angeordnete n un d leide r 

nich t sehr sorgfältig redigierte n Buch oft verlorengehe n — hingewiesen werden . 

Schwere r als die sachliche n Irrtüme r wiegen die methodologische n Voraus-
setzungen , deretwege n weitere Bedenke n gelten d gemach t werden müssen . Ob-
wohl es dem Vf. gelingt, an einzelne n Punkte n gelegentlich e Unterschied e im 

3) vgl. dazu in deutsche r Übersetzung : Osteuropa-Handbuch , Teil Sowjetunion . 
Da s Wirtschaftssystem . Köln 1965. S. 75 un d S. 111. 



Besprechungen 

Wissenschaftssystem der ostmitteleuropäischen Länder hervorzuheben, scheint 
ihm doch das Bild eines im ganzen einheitlichen Organisationsschemas vor 
Augen zu stehen, das für den „Ostblock" verbindlich ist: „Da bei dem Aufbau 
der Hochschulen in den Ostblockstaaten kaum ein Unterschied besteht, werden 
wir nicht auf die einzelnen Volksdemokratien eingehen. . ." (S. 149 f.). Das 
gleiche wird für die Planung und Leitung der wissenschaftlichen Forschung be-
hauptet (S. 112), und die Fachgebiete, in denen man den Grad eines Kandida-
ten der Wissenschaften erwerben kann, werden lediglich am Beispiel Ungarns 
(„und in den übrigen Ostblockstaaten", S. 99) angeführt. 

Abgesehen davon, daß sich bei einem solchen Substitutionsverfahren auch 
sachliche Fehler ergeben können, darf hier einmal die grundsätzliche Frage ge-
stellt werden, ob sich der Vf. nicht durch die Zeichnung eines „einheitlichen 
Bildes" aller Möglichkeiten begeben hat, bestehende Unterschiede oder gar zu-
nehmende Differenzierungen im Wissenschaftssystem der ostmitteleuropäischen 
Länder wahrzunehmen und darzustellen. Bei der engen Bindung der Wissen-
schaft an die politischen Prämissen, die der Vf. mit Recht wiederholt hervor-
hebt, sollte aber, im Anschluß an eine zweifellos wahrnehmbare politische und 
nationale Differenzierung, auch das Abhängigkeitsverhältnis im wissenschafts-
politischen Bereich in diesen Blickpunkt einbezogen werden. 

Der Vf. hat, wie gezeigt wurde, den umgekehrten Weg eingeschlagen. Ist es 
sinnvoll, wenn man, wie er, das Land Bulgarien kaum in Betracht zieht und nur 
ganz kurz streift, „da dort keine nennenswerte Abweichung von der ^General-
linie' festzustellen" sei (,S. 15)? Hätte nicht gerade der „Fall" Bulgarien einen 
methodisch äußerst günstigen Anlaß geboten, um herauszuarbeiten, wie hier das 
aus politischen Gründen übertragene sowjetische Organisationsmodell auf völlig 
andere Voraussetzungen stieß als etwa in Polen oder in Ungarn? Diese Fragen 
und Bedenken wollen nicht so sehr als Kritik an dem vorliegenden Buch ver-
standen sein als vielmehr Anlaß bieten, über die Voraussetzungen nachzuden-
ken, die einer vergleichenden Untersuchung abgegrenzter Problemfelder in den 
ostmitteleuropäischen Ländern vorangehen sollten. Es gehört in diesen Zusam-
menhang, wenn der Begriff der „Sowjetisierung Ostmitteleuropas" in jüngster 
Zeit gerade an Hand des Bildungswesens zur Diskussion gestellt worden ist. 
So hat O. A n w e i l e r über „Sowjetkommunistische Überlagerung und natio-
nale Differenzierung im Bildungswesen Ostmitteleuropas" 4 gesprochen und sich 
dabei mit dem „komplizierter gewordenen Gefüge und den gegenwärtigen Inte-
grations- und Differenzierungsproblemen in den kommunistischen Ländern Ost-
europas" befaßt. Gleichzeitig hat S. B a s k e die „Integration und Differen-
zierung im Bildungswesen des Ostblocks am Beispiel der allgemeinbildenden 
Schule in der Sowjetunion, in Polen und der Sowjetzone Deutschlands" unter-
sucht.5 Wenn sich die Ergebnisse, zu denen die beiden Verfasser gelangen, auch 
keineswegs decken, so zeigt sich doch bereits in der Formulierung der Themen, 
daß die Fragestellung hier von Voraussetzungen ausgeht, die einen weitaus 
günstigeren Ausgangspunkt für die Beantwortung bilden. 

4) In: Osteuropa 17 (1967), S. 1—15. 
5) In: Ist der Osten noch ein Block? Hrsg. von R. L ö w e n t h a l , Stuttgart 

1967, S. 127—163. 
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Damit sollen nur einige Überlegungen angedeutet sein, die sich im wesent-
lichen auf methodologische Voraussetzungen beschränken und keinesfalls einem 
Ergebnis vorgreifen wollen, — der Prozeß der Differenzierung, der jedenfalls 
im Nationalpolitischen wahrzunehmen ist, dürfte nur in seinen Umrissen zu 
fixieren sein; über seine Richtung ist damit noch nichts besagt. V. v o n Z s o l -
n a y ist in seinem Buch auf diese Fragen nicht eingegangen. Sein Versuch 
einer vergleichenden Darstellung kann aber dazu beitragen, die vielschichtige 
Problematik dieses Komplexes zu bedenken und — möglicherweise — einer 
neuerlichen Bearbeitung zu unterziehen. 

Berlin Klaus Meyer 

Untersuchungen zur gesellschaftlichen Struktur der mittelalterlichen Städte in 
Europa. (Vorträge und Forschungen, Bd XI.) Jan Thorbecke Verlag. Konstanz, 
Stuttgart 1966. 427 S., 3 Ktnsk. 

Der Band enthält nach einer Einleitung des Herausgebers Theodor M a y e r 
13 Vorträge, die auf den Reichenau-Tagungen des Konstanzer Arbeitskreises 
für mittelalterliche Geschichte 1963 und 1964 gehalten worden sind. Ab-
gesehen von zwei Beiträgen allgemeinerer Art (O. B r u n n e r , „Zum Be-
griff des Bürgertums"; W. E b e l , „Über die rechtsschöpferische Leistung 
des mittelalterlichen Bürgertums"), kreisen sie um das Thema der ge-
sellschaftlichen Struktur des Bürgertums, freilich nicht nur in deutschen 
Städten (Schwäbisch Hall, Nürnberg, Regensburg, Lübeck, Hamburg und Wien). 
Der Forschungsbereich umfaßt auch die niederländischen, die italieni-
schen und die Städte des weiteren Ostens von Konstantinopel bis Novgorod. Den 
Schluß bilden zwei Aufsätze, die nicht eine einzelne Stadt, sondern eine be-
stimmte Gruppe zum Gegenstand haben: M. H e l l m a n n , „Probleme früher 
städtischer Sozialstruktur in Osteuropa (d. h. in Ruthenien, im Kiever und im 
Moskauer Rußland), und E. W i r t h , „Die soziale Stellung und Gliederung der 
Stadt im Osmanischen Reich des 19. Jahrhunderts". Dieser Aufsatz geht zwar 
räumlich und zeitlich über den Rahmen des Buches hinaus, doch bietet infolge 
Phasenverschiebung die orientalische Stadt des 19. Jhs. gewisse Vergleichsmög-
lichkeiten mit der mittelalterlichen Stadt des Abendlandes. 

In die Thematik der „Zeitschrift für Ostforschung" fallen vor allem die Stu-
dien von A. v. B r a n d t über das spätmittelalterliche Lübeck und von C. 
G o e h r k e über Novgorod, weil in beiden Städten das deutsche Recht eine 
besondere Bedeutung gehabt hat, doch gilt das auch für den Aufsatz von Hell-
mann, zu dessen Forschungsbereich z. B. Lemberg und die litauischen Städte 
gehören. Natürlich ist der Einfluß des deutschen Rechts nur einer von vielen 
Faktoren, die die soziale Gliederung der Bürgerschaften bestimmen. Ebenso 
wichtig sind das gerade im Osten besonders vielschichtige Volkstum, die Her-
kunft und Tätigkeit der verschiedenen Schichten der Bürgerschaft, ihr Verhält-
nis zueinander, d. h. die Frage der Abschließung oder Durchlässigkeit, und ihr 
Verhältnis zum Klerus und zum Grund- oder Landesherrn. Geschichtet war 
die Bürgerschaft immer, aber für ihre Erfassung gibt es kein Schema, abgesehen 
davon, daß sie je nach der Quellenlage nicht in gleicher Weise erforscht wer-
den kann. Während sie in Schwäbisch Hall und in Lübeck in Statistiken, Tabel-


